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Programm der Jahrestagung 2016 

α½ǳƪǳƴŦǘ ŘŜǊ !ǊōŜƛǘΥ LƴŘƛǾƛŘǳŀƭƛǘŅǘ ς Beteiligung ς {ƻƭƛŘŀǊƛǘŅǘά 

Datum: 10. und 11. Juni 2016 

Ort: Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin, Campus Schöneberg,  
Haus B, Badensche Str. 50-51, 10825 Berlin 

Freitag, 10. Juni 2016 

1. Block: 15.00 - 16.30 Uhr, Raum B 4.44 

15.00 - 15.15 Uhr: Sigrid Betzelt (HWR Berlin), Dieter Scholz (FNPA)  
Begrüßung 

15.15 - 15.45 Uhr: Annelie Buntenbach (DGB Bundesvorstand) 
Demokratie und Sozialstaat als Bedingung emanzipatorischer Arbeitspolitik 

15.45 - 16.15 Uhr: Moderierte Diskussion 

16.15 - 16.30 Uhr:  Pause 

 
2. Block: 16.30 - 17.45 Uhr, Raum B 4.44 

16.30 - 17.00 Uhr: Michael Vester (Universität Hannover) 
Die Entwicklung der Sozial- und Klassenstruktur und die sozialen Präferenzen 
der Arbeitnehmer in der BRD 

17.00 - 17.30 Uhr: Moderierte Diskussion 

17.30 - 17.45 Uhr: Pause 

 
3. Block: 17.45 - 19.00 Uhr, Raum B 4.44 

17.45 - 18.15 Uhr: Stefanie Hürtgen (Universität Salzburg) 
Gute Arbeit - solidarische Gesellschaft?  
Ansprüche an Arbeit und Beschäftigte als soziale Akteure 

18.15 - 18.45 Uhr: Moderierte Diskussion 

18.45 - 19.00 Uhr: Vorstellung der Arbeitsgruppen am nächsten Tag 

19 Uhr: Ende des ersten Tages und gemeinsamer Kneipenbesuch (auf eigene Kosten) 
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Samstag, 11. Juni 2016 

1. Block: 09.30 - 12.00 Uhr 

9.30 - 11.30 Uhr AG 1: Gute Arbeit - .ŜǘŜƛƭƛƎǳƴƎ ŀƭǎ ! ǳƴŘ h ŜƛƴŜǊ !ǊōŜƛǘǎƎŜǎǘŀƭǘǳƴƎ αǾƻƴ ǳƴǘŜƴά 

Referent*innen: Nadine Müller (ver.di),  Heike Lattekamp (ver.di Nord) und 
Kalle Kunkel (ver.di Berlin), Raum B 4.43 

AG 2: Solo-Selbstständige und Scheinselbstständige 

Referent*innen: Veronika Mirschel (ver.di) und Ursula Schumm-Garling (FNPA), 
Raum B 4.42    

AG 3: Arbeitszeit-Lebenszeit im Lebensverlauf - Arbeitszeitpolitik zwischen kol-
lektiven Rahmenregeln und individueller Zeitautonomie 

Referent*innen: Christina Klenner (WSI) und Hilde Wagner (IG Metall),  
Raum B 4.03  

AG 4: Verantwortung entlang der Wertschöpfungsketten bzw. ςsysteme 

Referent*innen: Bianca Kühl (DGB) und Christina Teipen (HWR Berlin),  
Raum B 4.02 

11.30 - 12.00 Uhr Pause 

 
2. Block: 12.00 - 14.30 Uhr, Raum B 4.44 

12.00 - 14.30: Abschließende Diskussion im Plenum und auf dem Podium mit Sigrid Betzelt 
(HWR Berlin, Professorin für Sozialwissenschaften), Rolf Schmucker (DGB-Index 
Gute Arbeit) und Michael Fischer (ver.di, Leiter Politik und Planung)  
Zukunft der Arbeit: Individualität ς Beteiligung ς Solidarität 

14.30 Uhr: Ende der Tagung 
 
 

Wir danken unseren Unterstützern: 
 
 

 

 

 

 

 

 

                

           

         

             DGB Bezirk         

                        Berlin-Brandenburg 
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Dokumentation der FNPA-Jahrestagung 2016                      

Block I 

α5ŜƳƻƪǊŀǘƛŜ ǳƴŘ {ƻȊƛŀƭǎǘŀŀǘ ŀƭǎ .ŜŘƛƴƎǳƴƎ ŜƳŀƴȊƛǇŀǘƻǊƛǎŎƘŜǊ !ǊōŜƛǘǎǇƻƭƛǘƛƪά 

Vortrag Annelie Buntenbach (DGB Bundesvorstand) 

 

αDǳǘΣ Řŀǎǎ Řŀǎ CƻǊǳƳ Ŝƛƴ 5ŜƴƪǊŀǳƳ ƛǎǘ ǳƴŘ ƪŜƛƴŜ ±ŜǊƪǸƴŘƛƎǳƴƎǎŀǊŜƴŀΗά 
Denn Denkfutter könne sie liefern, Ergebnisse zu verkünden sei aber unrealistischer, zumal 
hinter jedem einzelnen Begriff eine ganze Welt von theoretischen und praktischen Fragen, 
Ideen und Ansätzen liegt.  
α5ŜǊ {ƻȊƛŀƭǎǘŀŀǘ ƛǎǘ ōŜƪŀƴƴǘƭƛŎƘ ƴƛŎƘǘ Řŀǎ 9ƴŘŜ ŘŜǎ YŀǇƛǘŀƭƛǎƳǳǎΣ ƴƛŎƘǘ ŜƛƴƳŀƭ ŘŜǊ !ƴŦŀƴƎ 
vom Ende ς aber wie er ausgestaltet und ausgestattet ist, hängt unmittelbar vom Kräftever-
hältnis zwischen den Klassen ab. Dass DDR / Sowjetunion, genauer gesagt: die Systemkon-
kurrenz in der alten Bundesrepublik bis zum Fall der Mauer bei den Tarifrunden immer mit 
am Tisch gesessen haben, ist mir erst in seinem ganzen Ausmaß deutlich geworden, als sie 
da nicht mehr gesessen haben, nämlich im wiedervereinten Deutschland. Da waren plötzlich 
Arbeitgeber und neoliberale Politik der Auffassung, den Konsens nicht mehr zu brauchen 
und nach Herzenslust mit Deregulierung und Privatisierung Arbeitsstandards und Sozialstaat 
ŀǳǎƘŜōŜƭƴ Ȋǳ ƪǀƴƴŜƴΦά 
Das Interesse am Konsens zwischen den Sozialpartnern sei im historischen Rückblick durch-
aus sehr unterschiedlich ausgeprägt, je instabiler die gesellschaftliche Gesamtlage ist, desto 
ausgeprägter das Interesse am Konsens. Aber je schwächer das Interesse desto schärfer 
werden die Angriffe auf den Sozialstaat, desto stärker wird der Druck auf die Ent-Sicherung 
von Arbeit und die Umverteilung von unten nach oben. Für die Gewerkschaften ist ein gut 
funktionierender Sozialstaat von existenzieller Bedeutung für die Lebensqualität der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, für die Minderung der Lohnkonkurrenz am Arbeitsmarkt, 
für die Freiheit von Existenzangst und den aufrechten gang auch im Betrieb, um Spaltungen 
am Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft entgegenzuwirken und zum Ausgleich von Nachtei-
len, um für die, die durch die Ungerechtigkeiten des Marktes aus dem Rennen geworfen 
werden und ihre Nachkommen wieder Teilhabechancen zu eröffnen. 
Wie viel Verteilungsgerechtigkeit lässt sich durchsetzen? 
!ƴƎŜǎƛŎƘǘ ŘŜǊ αǎŎƘǿŀǊȊŜƴ bǳƭƭάΣ ŘŜǊ DŜǎǳƴŘƘŜƛǘǎǾŜǊǎicherung (GKV-Arbeitgeberbeitrag ein-
gefroren), Rentensituation, von Deregulierung, Spaltungen und Dumpinglöhnen sieht die 
Lage eher schlecht aus.  
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α½ŜƴǘǊŀƭ ƛǎǘ ŘŀōŜƛ ŘƛŜ CǊŀƎŜΣ ǿƛŜ ǎƛŎƘ Řŀǎ YǊŅŦǘŜǾŜǊƘŅƭǘƴƛǎ ŜƴǘǿƛŎƪŜƭǘΣ ǿƛŜǿŜƛǘ ƎŜƭƛƴƎǘ Ŝǎ ŘŜǊ 
Arbeiterbewegung, über die solidarischen Sicherungssysteme Freiheit von Existenzangst zu 
erkämpfen, zu erhalten, auszuweiten. Und da hat sich die Arbeiterbewegung auch in Renten-
fragen in den letzten 15 Jahren ganz schön um die Fichte führen lassen, durch die Teilprivati-
sierung über die Riesterrente, das Absenken des Rentenniveaus, die Anhebung des Renten-
eintrittsalters und so einiges mehr. Wenn wir einmal Parität als einen Maßstab halbwegs 
gerechter Lastenverteilung zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern annehmen, sind wir 
davon inzwischen meilenweit entfernt ς bei der Rente und erst recht bei der GKV, wo der 
Arbeitgeberbeitrag inzwischen eingefroren ist und die gesamten Belastungen der Zukunft 
über die Zusatzbeiträge im Feld der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer landen. Die unge-
rechte Verteilung der Lasten geht auch noch Hand in Hand mit massiven Leistungsver-
schlechterungen, sowohl in der Krankenversicherung als auch bei der Rente. Sie gehen so 
weit, dass die gesellschaftliche Legitimation der Sozialversicherung Schaden zu nehmen 
droht. Wer sich gegen ein Risiko versichert, erwartet doch, dass dann, wenn das Risiko ein-
tritt, die Versicherung die entsprechende Leistung zur Absicherung auch bringt. Wenn aber 
die Leistung am Ende nicht stimmt, gibt es auch keine Legitimation mehr, die Menschen in 
eine Pflichtversicherung einzahlen zu lassen. Wenn wir also mit Nachdruck für Leistungsver-
besserungen streiten ς und das ist Ziel der gerade beschlossenen Rentenkampagne von DGB 
und Gewerkschaften ς kämpfen wir auch unmittelbar um den Erhalt der gesetzlichen Ren-
tenversicherung. Das gilt auch bei der paritätischen Finanzierung der GKV, wo wir in die Of-
ŦŜƴǎƛǾŜ ƪƻƳƳŜƴ ǿƻƭƭŜƴ ǳƴŘ ƳǸǎǎŜƴΦά 
Lohnkonkurrenz, Existenzminimum, Zumutbarkeitsregeln, Arbeitslosigkeit unter den Bedin-
gungen von Hartz IV seien weitere Herausforderungen, auch wenn der Mindestlohn als Fort-
ǎŎƘǊƛǘǘ ƎŜƭǘŜƴ ƪǀƴƴŜΣ ŀōŜǊ ƴƛŎƘǘǎ ŘŀǊŀƴ ŅƴŘŜǊǘΣ αŘŀǎǎ ƛƳ Cŀƭƭ Ǿƻƴ !ǊōŜƛǘǎƭƻǎƛƎƪŜƛǘ Ƴƛǘ IŀǊǘȊ L± 
Millionen in die Bedürftigkeit abgedrängt werden. Inzwischen befinden sich zwei Drittel der 
Arbeitslosen nicht mehr im Schutz der Arbeitslosenversicherung, sondern im Bedürftigkeits-
ǎȅǎǘŜƳ IŀǊǘȊ L±Φά 
Die Sanktionsschraube sei bis zum Anschlag und darüber hinaus gedreht, der Zwang zur Ar-
beitsaufnahme im Niedriglohnbereich führe in den Teufelskreis aus prekärer Beschäftigung, 
!ǊōŜƛǘǎƭƻǎƛƎƪŜƛǘΣ !ǳŦǎǘƻŎƪǳƴƎΦ α!ƴƎǎǘ ŦǊŅǎǘ ǎƛŎƘ ōƛǎ ƛƴ ŘƛŜ aƛǘǘŜ ŘŜǊ DŜǎŜƭƭǎŎƘŀŦǘ ƘƛƴŜƛƴΦ 9ǎ ƛǎǘ 
ein Verlust von Demokratie ς wenn Absturz in Hartz IV droht, bei befristetem Job, wird kaum 
jemand, der für seine Familie Verantwortung hat, im Konflikt mit dem Chef für die eigenen 
Interessen oder die der Kollegen eintreten. Aufrechter Gang im Betrieb wird zur Mutprobe. 
Das hat Rückwirkung auf die Handlungsmöglichkeiten der Betriebsräte ς aber auch für De-
mokratie in der GesellǎŎƘŀŦǘ ƛƴǎƎŜǎŀƳǘΦά 
Es sei zu befürchten, dass angesichts der Flüchtlinge ein Leistungsnetz unter Hartz IV-Niveau 
konstruiert werden soll, diese Sondersysteme unterhalb derzeitiger Standards geben Anlass 
zur Sorge, denn das seien vorprogrammierte Linien der Spaltung der Gesellschaft. 
Wie kann eine Schädigung des Sozialstaats, der solidarischen Sozialversicherungen abge-
wendet werden? 
Durch Einbeziehung aller in die Sozialversicherungen, Selbstständige, Minijobs, Kapitalein-
künfte und auf lange Sicht auch die BŜŀƳǘŜƴ ŘŜǊ ½ǳƪǳƴŦǘΦ αIƛŜǊ ƎŜƘǘ Ŝǎ ǳƳ ŘƛŜ ²ŜƛŎƘŜƴǎǘŜƭπ
lung zur Erwerbstätigenversicherung bzw. Bürgerversicherung. Wenn alle in der Sozialversi-
cherung sein müssen, funktioniert der Unterbietungswettbewerb wenigstens nicht mehr, 
wie heute bei den Scheinselbstständigen, Werkverträgen, Minijobs zulasten der sozialen 
!ōǎƛŎƘŜǊǳƴƎ ŘŜǊ YƻƭƭŜƎŜƴ ōȊǿΦ ŘŜǊ {ƻȊƛŀƭǾŜǊǎƛŎƘŜǊǳƴƎŜƴΦά 
α²ƻ Ǝƛōǘ Ŝǎ ƛƴ ŘƛŜǎŜǊ ½ŜǊǎǇƭƛǘǘŜǊǳƴƎ ƪƻƭƭŜƪǘƛǾŜ IŀƴŘƭǳƴƎǎƳǀƎƭƛŎƘƪŜƛǘŜƴΣ ƻŘŜǊ ǿƻ ƭŀǎǎŜƴ ǎƛŜ 
sich herstellen, um eine Verbesserung der ArbeitsbeŘƛƴƎǳƴƎŜƴ Ȋǳ ŜǊƪŅƳǇŦŜƴΚά 
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Welche Kommunikation kann ermöglicht werden angesichts der Zersplitterung der Beschäf-
tigungsverhältnisse durch Digitalisierung? Zum einen müssten Schutzräume gesichert, zum 
anderen Wahlrechte eröffnet werden. 
Zum Beispiel der Leiharbeits-Kampagne der IGM sei anzumerken, dass man die organisierten 
Leiharbeiter halten müsse, dabei aber die Abschaffung der Leiharbeit aus dem Blick gerate. 

 

αbǳƴ ǎƛƴŘ ǘŀǊƛŦƭƛŎƘŜ DŜǎǘŀƭǘǳƴƎǎƳǀƎƭƛŎƘƪŜƛǘŜƴ ŘŜǊ DŜǿŜǊƪǎŎƘŀŦǘ Ŝƛƴ ȊŜƴǘǊŀƭŜǎ aƛǘǘŜƭ ŘŜǊ 
Mitgliedergewinnung und ςansprache. Damit wächst das Interesse, diese Gestaltungsmög-
lichkeiten zu erweitern, um zu zeigen, dass es Sinn macht, in eine starke Gewerkschaft auch 
einzutreten. Riskant wird das dann, wenn die Eröffnung solcher tariflichen Gestaltungsmög-
lichkeiten zu Lasten des Gesamtschutzes geht und Gesetze, die Schutzfunktionen für alle 
haben, geöffnet werden ς und nicht nur für die, die im Schutz von Tarifverträgen arbeiten. 
Eine Senkung des Gesamtschutzniveaus in Kauf zu nehmen, um tarifvertraglich für einen Teil 
von Arbeitnehmern etwas herauszuholen, kann aus meiner Sicht keine gewerkschaftliche 
Option sein, da will ich nicht verhehlen, dass mir die Diskussion um Arbeitsgesetz, Ruhezei-
ten, Flexibilitätskompromiss große Sorgen macht. Sozialpolitik und Tarifpolitik gehören ver-
zahnt im Sinne der Solidarität zur Absicherung wettbewerbsschwächerer Bereiche und 
DǊǳǇǇŜƴΦ όȊΦ.Φ αŦǊŜƛǿƛƭƭƛƎŜǊ ±ŜǊȊƛŎƘǘ ŀǳŦ aǳǘǘŜǊǎŎƘǳǘȊά Ƴǳǎǎ ŀōƎŜƭŜƘƴǘ ǿŜǊŘŜƴύΦ  
Diese Verzahnung hat sich mehr und mehr gelöst nach der deutschen Einigung unter den 
Vorzeichen der sog. Globalisierung. Ideologisch findet das seine Entsprechung in der schlei-
ŎƘŜƴŘŜƴ ¦ƳǿŜǊǘǳƴƎ ŘŜǎ .ŜƎǊƛŦŦǎ Ǿƻƴ αǎƻȊƛŀƭŜǊ DŜǊŜŎƘǘƛƎƪŜƛǘά Ƙƛƴ Ȋǳ ǎƻƎŜƴŀƴƴǘŜǊ α[Ŝƛǎπ
ǘǳƴƎǎƎŜǊŜŎƘǘƛƎƪŜƛǘά ς ŜƛƴŜ ƴŜƻƭƛōŜǊŀƭŜ ¦ƳŘŜǳǘǳƴƎΦά 
Als weitere Elemente der Entsolidarisierung seien zu nennen: Die Finanzierung der deut-
schen Einigung über die Rentenversicherung und die anderen Sozialversicherungssysteme, 
die Privatisierung staatlicher Unternehmen und die Shareholder-Value-Orientierung mit ih-
rer kurzfristigen Profitorientierung. 
α²Ŝƴƴ {ƻƭƛŘŀǊƛǘŅǘ ŀǳǎ ŘŜǊ aƻŘŜ ƪƻƳƳǘΣ ǾŜǊƭƛŜǊŜƴ DŜǿŜǊƪǎŎƘŀŦǘŜƴ ŀƴ .ŜŘŜǳǘǳƴƎΦ ¦ƴŘ Řŀǎ 
liegt meines Erachtens nicht allein am Organisationsgrad. Gelingt es uns, Solidarität in der 
Gesellschaft wieder zu stärken? Den Flächentarifvertrag zu revitalisieren? Mit der Verzah-
nung von Sozialpolitik und Tarifpolitik den Solidaritätsbegriff neu zu fassen? Wobei eine Of-
fensive für die Mitbestimmung, die ich für dringend nötig halte, noch nicht per se eine soli-
darische Betriebspolitik einschließt. Ich glaube, dass wir diese Auseinandersetzung nur ge-
winnen können, wenn wir den Anspruch formulieren, Solidarität in dieser Gesellschaft neu 
zu organisieren. Und dafür als Gewerkschaften auch den Versuch unternehmen, mit den 
Themen, den Forderungen und Schritten, die dafür nötig sind, im Betrieb die Kolleginnen 
und Kollegen mitzunehmen, aber auch den gesellschaftlichen Raum zu füllen. Nicht als Er-
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satzpartei ς aber als diejenigen, die den ernsthaften Versuch machen, Menschen anzuspre-
chen, zu mobilisieren und mitzunehmen, damit sie nicht die Hoffnung verlieren oder sich 
ohne Repräsentanz fühlen. Die Okkupation der Sozialen Frage durch die erstarkende Rechte 
ƪǀƴƴŜƴ ǳƴŘ ŘǸǊŦŜƴ ǿƛǊ ƴƛŎƘǘ ǘŀǘŜƴƭƻǎ ȊǳǎŜƘŜƴΦά 
Zur Bundestagswahl 2017 werden der Kurswechsel in der Rentenpolitik und die paritätische 
Finanzierung der GKV Schwerpunkte des DGB werden. 

 

Debatte:  
Wie sieht zukünftig Gewerkschaftspolitik aus? Wie können Belegschaften erreicht werden? 
Welche Ziele haben die Menschen in Deutschland? 
Die Gewerkschaften seinen zwar exzellent in der Analyse der herrschenden Verhältnisse, 
aber hätten versäumt, auch Ziele zu formulieren. Es fehle eine konkrete Utopie, wo wollen 
wir hin? Die Alltagsabwehr-Kämpfe erlauben meist nur die Arbeit an kleinen Stellschrauben, 
für dƛŜ αƎǊƻǖŜ 9ǊȊŅƘƭǳƴƎά ǎƛƴŘ ƪŜƛƴŜ wŜǎǎƻǳǊŎŜƴ ǾƻǊƘŀƴŘŜƴΦ 5ƛŜ ǾƛŜƭŜƴ ƪƭŜƛƴŜƴ {ŎƘǊƛǘǘŜ όǳƴŘ 
Kämpfe) lähmen auch die Phantasie der Menschen. Z. B. beim Mindestlohn. Es gebe eine 
tiefe Vertrauenskrise in Deutschland, das müssten die Gewerkschaften auch ansprechen. 
Das Klima der Solidarität, das sich angesichts der ehrenamtlichen Flüchtlingsbetreuung zeigt, 
muss von den Gewerkschaften unterstützt werden. Spaltungen müssen verhindert werden, 
sowohl auf dem Arbeitsmarkt als auch in der Gesellschaft. Eine Repräsentationskrise der 
politisch Verantwortlichen ist in einem solchen Umfang vorhanden, dass einem angst und 
bange wird. Die extreme Rechte beantwortet die soziale Frage nicht! Was aber hoch gefähr-
lich ist, weil sie die Themen okkupiert. 
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Block II 

α5ƛe Entwicklung der Sozial- und Klassenstruktur und die sozialen Präferenzen  
der ArōŜƛǘƴŜƘƳŜǊ ƛƴ ŘŜǊ .w5ά 

Vortrag Michael Vester (Universität Hannover)  

 

1. Steigerung der Qualifikationsniveaus der Erwerbstätigen von 1991 bis 2013 αǾƻƴ ŘŜǊ 
Birnenform zur OƭƛǾŜƴŦƻǊƳάΣ ŘΦƘΦ Řŀǎ vǳŀƭƛŦƛƪŀǘƛƻƴǎƎŜŦŅƭƭŜ ƛǎǘ ŘŜǳǘƭƛŎƘ ƎŜǊƛƴƎŜǊ ƎŜǿƻǊŘŜƴΦ 
5ƛŜ ōŜƛŘŜƴ ƻōŜǊǎǘŜƴ DǊǳǇǇŜƴ αŀƪŀŘŜƳƛǎŎƘŜ tǊƻŦŜǎǎƛƻƴŜƴ ǳƴŘ {ŜƳƛǇǊƻŦŜǎǎƛƻƴŜƴά ƘŀōŜƴ Ǿƻƴ 
zusammen 30,8 Prozent auf 19,7 und 26,2 Prozent zugenommen. Diese Steigerung habe 
damit das AusƳŀǖ ŜƛƴŜǊ αYƻƳǇŜǘŜƴȊǊŜǾƻƭǳǘƛƻƴά ŜǊǊŜƛŎƘǘΦ 5ƛŜ ±ŜǊǘŜƛƭǳƴƎ ƎƭŜƛŎƘǘ ƴƛŎƘǘ ƳŜƘǊ 
einer Birne, mit dem Schwerpunkt in der unteren Mitte ς Fachlehrberufe u. a. mit 45,4 Pro-
zent -. Die oberen beiden Sparten, die höchsten Wissensberufe, bilden aber keinen Kopf ei-
nes Pilzes, der alles beherrscht. Der Anteil der gering Qualifizierten ist zwar hoch, aber nur 
wenig größer geworden. Vielmehr ist der Schwerpunkt der Hierarchie der Qualifikationen in 
der Mitte geblieben, die sich noch oben etwas lang gezogen hat, so dass dƛŜ CƻǊƳ ŜƛƴŜǊ αhƭƛπ
ǾŜά ŜƴǘǎǘŀƴŘŜƴ ƛǎǘΦ 
Offenbar werden für die heutige Arbeitsteilung sowohl Spitzenqualifikationen als auch eine 
immer höher qualifizierte Mitte benötigt. Diese Entwicklung zu höheren Qualifikationen war 
nicht auf exportnahe Berufe beschränkt, die durch die internationale Konkurrenz zu produk-
tivitätssteigernden Höherqualifizierungen herausgefordert waren. Die  Gesellschaft braucht 
und bekommt steigende Kompetenzen auch in den interpersonellen Dienstleistungen des 
Bildungs-, Gesundheits-, Kulturwesens und der Infrastrukturen. 
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!ōōΦ мΥ α±ƻƴ ŘŜǊ .ƛǊƴŜƴŦƻǊƳ ȊǳǊ hƭƛǾŜƴŦƻǊƳά 

 

Die Qualifikationshierarchie hatte schon 1991 nicht mehr die Form einer Pyramide mit einer 
schmalen Spitze hoher und einer breiten Basis geringerer Qualifikationen, sondern die einer 
Birne, in der die beiden mittleren Stufen zusammen 71,6 % einnahmen.  
Seitdem hat sich die breite Mitte ein Stück weit nach oben verschoben, so dass insgesamt die 
Form einer Olive entstanden ist. Man spricht von einem polarisierten upgrading, weil sich die 
Beschäftigung vor allem in den Berufsgruppen der unteren Mitte stärker, wenn auch nur 
relativ vermindert und von dort nach oben verlagert hat. 
Dieser Rückgang verlief allerdings nach Sektoren verschieden. 
Die Verwaltungsdienstleistungen haben sich mehr durch die digitale Revolution und Rationa-
lisierungen die Beschäftigung besonders extrem in die beiden obersten Stufen verlagert. Bei 
den Humandienstleistungen, die aufgrund der interpersonellen Arbeitsweise vergleichsweise 
weniger ausgelagert oder digitalisiert, aber prekarisiert werden, hat sich eine echte Polari-
sierung ergeben, eine Halbierung der Fachlehrberufe und ein Wachstum der oberen und der 
untersten Qualifikationsgruppen. 
Der starke Rückgang der technisch-industriellen Berufe (von 40,2% auf 32,7%) bedarf einer 
besonderen Erklärung. Er beruht hauptsächlich auf einer drastischen Verminderung der 
Facharbeiter und Fachhandwerker (von 20,6% auf 12,1%, also von 8,0 auf 5,1 Millionen). 
Dies ist teils durch Produktivitätssteigerungen (durch neue Technologien, steigende Fach-
qualifikation und Arbeitsverdichtung) bedingt, teils aber auch durch erhebliche Auslagerung 
und Verlängerung der Lieferketten in andere Länder. Dank der hohen industriellen Export-
quote ist die technisch-industrielle Beschäftigung jedoch immer noch deutlich höher als in 
anderen hoch entwickelten Ländern; sie lag um 2000 noch sechs bzw. neun Prozentpunkte 
vor Schweden und Großbritannien (Oesch 2006, 222-224). Zudem hat das Schrumpfen der 
Facharbeiterebene, auf der die Verminderung der Beschäftigung in dem Sektor beruht, nur 
bis 2009 stattgefunden (auf 12,2%) und sich danach bei den erwähnten 12,1% stabilisiert 
(Weber-Menges 2016). 

Steigerung der Qualifikationsniveaus der Erwerbstätigen 
(1991-2013) nach dem Mikrozensus:  
von der Birnenform zur Olivenform 
 

 
 
 
Einkommensklassen der Erwerbstätigen (1991-2013)  
nach dem Mikrozensus in Prozent des individuellen  
Durchschnittseinkommens:  
von der Orangenform zur Erdnussform 
 

 
 
© Weber-Menges/Kahrs/Vester 2016 
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Dies hängt offensichtlich auch damit zusammen, dass die Industriestruktur wieder vermehrt 
durch Politiken der Arbeitsplatzerhaltung gefördert wird. Nach Jahren der gewerkschaftliche 
YŀƳǇŀƎƴŜΣ αōŜǎǎŜǊ ǎǘŀǘǘ ōƛƭƭƛƎŜǊά Ȋǳ ǇǊƻŘǳȊƛŜǊŜƴ ǳƴŘ ŘƛŜ αvǳŀƭƛǘŅǘ ŘŜǊ !ǊōŜƛǘά Ȋǳ ǎƛŎƘŜǊƴΣ ƛǎǘ 
ǎŜƛǘ нлмм ǳƴǘŜǊ ŘŜƳ bŀƳŜƴ αLƴŘǳǎǘǊƛŜ пΦлά όǾƛŜǊǘŜ ƛƴŘǳǎǘǊƛŜƭƭŜ wŜǾƻƭǳǘƛƻƴύ ŜƛƴŜ ƪƻƴȊŜǊǘƛŜǊǘŜ 
Kampagne zustande gekommen, die vom korporativen Dreieck von Unternehmen, Gewerk-
schaften und Staat getragen wird. Sie zielt insbesondere darauf, die digitalen Technologien 
nicht mit niedrig qualifizierten, sondern mit immer höher qualifizierten Arbeitsplätzen zu 
kombinieren. Seit 2015 ist diese Kampagne vom sozialdemokratisch geführten Arbeitsminis-
ǘŜǊƛǳƳ ȊǳǊ LƴƛǘƛŀǘƛǾŜ α!ǊōŜƛǘ пΦлά ŜǊǿŜƛǘŜǊǘ ǿƻǊŘŜƴΦ !ǳŎƘ ŘƛŜǎ ƛǎǘ Ŝƛƴ ±ŜǊǎǳŎƘΣ ǎƻȊƛŀƭŜ CƭŀƴƪƛŜπ
rungen steigender  Risiken wieder mehr über den relativ privilegierten Kern hinaus auszu-
dehnen. 
Einstweilen ist jedoch der Sektor der interpersonellen Dienstleistungen noch weit über-
durchschnittlich von Ausdünnung und Prekarisierung betroffen. Schon um 2000 war er mit 
26,9% um 6,2% kleiner und beschäftigte er auch 10% weniger Frauen als in Schweden (O-
esch 2006, 222-ннпύΦ ½ǿŀǊ ƛǎǘ ŜǊ ƛƴ ŘŜǊ .w5 αƴŀŎƘ YǀǇŦŜƴά ŘŜǊ ƎǊǀǖǘŜ {ŜƪǘƻǊ ό!ōōΦ пύΦ ±ƻƴ 
1991 bis 2013 haben sich seine  Beschäftigten von 10,0 Millionen (25,7%) auf 11.9 Millionen 
(28,2%) vermehrt, während die der Verwaltungsdienstleistungen nur von 9,1 Millionen 
(23.4%) auf 10,9 Millionen (25,7%) angewachsen sind (Abb. 4). In Wirklichkeit ist der Sektor 
jedoch personell stark ausgedünnt und prekarisiert (Vester/Weber-Menges 2014). So hat 
sich der Anteil der Teilzeitarbeitenden von 17,0% auf 28,7% erhöht. Darunter ist der Anteil 
derjenigen, die zwischen 20 und 29 Stunden in der Woche arbeiten, von 12,7% auf 20,0% 
gestiegen; im Durchschnitt aller Erwerbstätigen ist er aber nur von 6,8% auf 12,1% gestie-
gen. Der Frauenanteil ist von 57,0% auf 63,3% der Sektorangehörigen gestiegen. Dem ent-
spricht der überdurchschnittliche Anteil von Niedrigeinkommen. Diese Schieflagen sind zu-
gleich  Schieflagen nach Geschlecht wie auch nach Migrationshintergrund.  
Diese kumulativen Schieflagen ς nach Sektor, Qualifikationsstufe, Geschlecht und Migrati-
onshintergrund ς stehen im Kontrast zu der immer noch wachsenden Bedeutung der inter-
personellen Dienstleistungen. Deren zahlenmäßiger Schwerpunkt liegt, wie Geißler (2014, S. 
185-214) hervorhebt, nicht bei den eher privaten verbrauchsbezogenen Dienstleistungen 
(Konsum, Freizeit, Urlaub usw.), sondern bei den eher öffentlichen Humandienstleistungen 
der Bildungs-, Kultur-, Gesundheits-, Pflege-, Sozial- und Ordnungsberufe. Diese sind für die 
steigenden Bedarfe der Ausbildung und Weiterbildung, der Gesundheit und Pflege, der Sozi-
aldienste und der Infrastrukturen da und daher für die gesamtgesellschaftliche Entwicklung 
ǳƴŘ LƴǘŜƎǊŀǘƛƻƴ ǳƴŘ ŘƛŜ .ŜǊŜƛǘǎǘŜƭƭǳƴƎ Ǿƻƴ αIǳƳŀƴƪŀǇƛǘŀƭά ƭŀƴƎŦǊƛǎǘƛƎ ōŜǎƻƴŘŜǊǎ ǿƛŎƘǘƛƎ 
(ebd.).  
Die kumulativen Schieflagen sind nicht zuletzt eine Folge der Drosselung der öffentlichen 
Ausgaben für die Humandienstleistungen. Dabei liegen in den Humandienstleistungen die 
größten Expansionspotentiale des Arbeitsmarktes. Dies zeigen besonders die klassischen 
skandinavischen Modelle des Wohlfahrtsstaates, die die Arbeitslosigkeit allgemein und be-
sonders für die Frauen senken konnten (Oesch, ebd.). 
Stark zunehmende Schieflagen zeigen sich schließlich bei den prekären kleinen Selbstständigen 
und den prekären Freien Berufen (Abb. 4; Weber-Menges m. Vester 2014, S. 50-57).  
Die enormen Vergrößerungen wie die Einkommensverluste beider Gruppen haben sich 
sprunghaft von 2000 bis 2007 ereignet. Die Ausdünnung der sozialen Dienstleistungen und 
teilweise auch der beiden anderen Sektoren hat dazu geführt, dass viele für diese Sektoren 
ausgebildete Menschen eine selbstständige Erwerbstätigkeit suchten. Das Kleingewerbe und 
die Freie Berufe wurden zu großen Beschäftigungspuffern. Die Kleingewerbler ohne Beschäf-
ǘƛƎǘŜΣ ƳƛǘƘƛƴ ŘƛŜ ǎƻƎΦ α{ŎƘŜƛƴǎŜƭōǎǘǎǘŅƴŘƛƎŜƴάΣ ƴŀƘƳŜƴ Ǿƻƴ мффм ōƛǎ нлмо Ǿƻƴ мΣрф aƛƭƭƛƻƴŜƴ 
(4,1%) auf 2,24 Millionen (5,3%) zu. Bei ihnen haben sich die unteren Einkommensklassen 
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der Prekarität und Armut um 16,0% auf 52,7% erhöht, ein sicheres Indiz für Scheinselbst-
ständigkeit.  
Die akademischen Freien Berufe verdreifachten sich von 0,35 Millionen (0,9%) auf 1,02 Mil-
lionen (2,5%). Die 670.000 hier Hinzugekommenen werden überwiegend der Kategorie der 
Neuen Freien Berufe zugerechnet, die überwiegend weit geringere Einkommen erzielen als 
die standespolitisch geschützten klassischen Freien Berufe der Ärzte, Apotheker und Rechts-
anwälte. Hier hat sich ein akademisches Prekariat gebildet, das hochmodern und politisch 
agil ist. Es handelt sich meist um hoch qualifizierte und moderne Berufsgruppen der sozio-
kulturellen und administrativen Dienstleistungen, aber auch der digitalen Technologien. In 
Oberzentren ist die Zahl der Freiberuflichen noch stärker gewachsen, so in Hamburg von 
1,8% auf 4,3% und in Berlin von 1,2% auf 5,5%. Nicht zufällig haben sie dort auch breiter aus-
strahlende politische Protestpotentiale entwickelt, die zeitweilig in der Piratenpartei zum 
Ausdruck gekommen sind und sich noch ihren politischen Ort suchen (Kahrs 2013). 

!ōōΦ нΥ αDie Arbeitslogiken der Arbeitnehmerberufeά 
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Abb. 3: Schieflagen zwischen Kern und Rand: Die Gesamtgliederung  
der beruflichen Arbeitsteilung 

 

Abb. 6: Phasen sinkender Realeinkommen (2000 bis 2007)  
und steigender Realeinkommen ab 2010 
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Abb. 7: Weibliche Erwerbstätige in der BRD 1991-2009 

 

 

Zu Abb. 7: 
Insgesamt entsteht ein Raum mit 18 Erwerbsklassen, zwischen denen Bewegungen im 
Zeitverlauf abgebildet werden können. Die Erwerbstätigen der bisherigen heterogenen 
Großkategorie der Dienstleistungen (mit mehr als 70 % der Erwerbstätigen) werden in 
insgesamt zehn Teilgruppen mit homogeneren Lagen und Interessen aufgeteilt. Dadurch 
wird u. a. sichtbar, dass es den viel ƎŜǊǸƘƳǘŜƴ ¢ǊŜƴŘ Ȋǳ ŜƛƴŜǊ αǇƻǎǘƛƴŘǳǎǘǊƛŜƭƭŜƴ 
5ƛŜƴǎǘƭŜƛǎǘǳƴƎǎƎŜǎŜƭƭǎŎƘŀŦǘά ό.Ŝƭƭ мфто /  1985) nicht gibt, in der die Industrie bedeutungslos 
wird und die belastende, entfremdete und fremdbestimmte abhängige Arbeit und die 
Klassengegensätze verschwinden. Die Daten zeigen die Trends der Höherqualifizierung, 
Tertiarisierung und Feminisierung als widersprüchliche Entwicklung, die außerdem in 
Deutschland andere Schwerpunkte Ƙŀǘ ŀƭǎ ƛƴ ŘŜƴ ŀƴŘŜǊŜƴ αtŦŀŘŜƴά ŘŜǊ ²ƛǊǘǎŎƘŀŦǘǎ- und 
Sozialpolitik. Die Längsschnittanalysen offenbaren einen eklatanten Widerspruch. Einerseits 
zeigt sich eine anhaltende Entwicklung der drei Trends, die zusammen mit der technologischen 
Revolution die Produktivität der Arbeitsteilung erhöhen. (Vester 2016) 
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Abb. 10: αDie fünf Traditionslinien der sozialen Milieus in der BRDά 

 

Abb. 11: αGesellschaftspolitische Lager: Modelle sozialer Gerechtigkeitά 
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www.sigma.online.de 22.9.2003).- Darstellung: M. Vester / D. Gardemin / A. Lange-Vester ï 2015. 
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Schlussfolgerungen 
Die Veränderungen der Klassenverhältnisse gehen auf Verschiebungen der Machtbalance 
zwischen den führenden Klassenfraktionen zurück. Die Hegemonie verschob von den 
unternehmerisch orientierten Fraktionen des Kapitals (die Weber den produktiven 
α9ǊǿŜǊōǎƪƭŀǎǎŜƴά ȊǳƎŜǊŜŎƘƴŜǘ ƘŀǘǘŜύ Ȋǳ ŘŜƴ ǊŜƴŘƛǘŜƻǊƛŜƴǘƛŜǊǘŜƴ CǊŀƪǘƛƻƴŜƴ όŘƛŜ ²ŜōŜǊ ŘŜƴ 
α.ŜǎƛǘȊƪƭŀǎǎŜƴάΣ ŘƛŜ ƴƛŎƘǘ ǇǊƻŘǳƪǘƛǾ ǘŅǘƛƎΣ ǎƻƴŘŜǊƴ αwŜƴǘƴŜǊά ǎƛƴŘΣ ȊǳƎŜƻǊŘƴŜǘ hatte). 
Die Schere zwischen Supergewinnen und Prekarisierung: In der BRD werden die 
Aktienbesitzer dominiert von den Spitzenmanagern des Banken- und Finanzierungssektors.  
Die Spitzenmanager insgesamt bilden nach Hartmann (2016) und Schneickert (2015) trotz 
internationaler Aktivität in der internationalen Dimension keineswegs eine (durch 
Ausbildungswege und Heirats- und Verkehrskreise im Sinne von Weber) vergemeinschaftete 
Klasse; sie sind immer noch vielfach den Institutionen, Machtfeldern und Kulturen ihrer 
nationalen Standorte verbunden. Sie umfassen weit weniger als ein Prozent. Von ihnen 
verfügt die Finanzmarktfraktion über eine gewisse Klientel von Aktienbesitzern. 
Deren Anteil an der Bevölkerung ist von 8,9% (1997) auf 13,8% (2013) gewachsen und kon-
zentriert sich in fünf oberen Gruppen der Berufsgliederung (vgl. Abb. 4): dem oberen Ma-
nagement, den sonstigen Beamten, den Selbstständigen und den Freiberuflern. In jeder die-
ser Gruppen besaß 2013 ein gutes Viertel (zwischen 27 und 30 Prozent) Aktien bzw. 
CƻƴŘǎŀƴǘŜƛƭŜΣ ǿŅƘǊŜƴŘ ŀƴŘŜǊŜ DǊǳǇǇŜƴ ƪŀǳƳ ŀƳ !ƪǘƛŜƴƳŀǊƪǘ ŜƴƎŀƎƛŜǊǘ ǿŀǊŜƴΦ όα!ƪǘƛƻπ
ƴŅǊǎǉǳƻǘŜάΣ ²ƛƪƛǇŜŘƛŀ олΦлсΦнлмсύ 
Mindestens ebenso ungleich ist die Vermögensverteilung (DGB 2016, 52f). Vom gesamten 
Nettovermögen der BRD besaßen 2012 die obersten zehn Prozent 77,4%, die obersten fünf 
Prozent 45% und das oberste Prozent 24%. Diese Ungleichverteilung war mit der Dämpfung 
der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage verbunden. Von 2000 bis 2015 stieg das 
Volkseinkommen real um 17,0%. 
Die realen Unternehmens- und Vermögenseinkommen stiegen dazu stark überproportional, 
um 32,9%. So blieb für die realen Arbeitnehmereinkommen, Quelle der Konsumnachfrage, 
nur ein Anstieg von 10,1%. Im Zusammenhang damit stieg der Anteil der Einkommensarmen, 
die nach Definition der OECD unter 60% des mittleren Einkommens verdienen, von 10,5% 
(1998) auf 15,4% (2014).  
Die schwache Konsumnachfrage schmälerte die Umsätze der Unternehmen. Die positive 
Entwicklung ihrer Gewinne seit 2000 konnten sie daher nur durch spekulative 
Geldkapitalanlagen erreichen, die nun auf fast ein Fünftel der Unternehmensgewinne 
anstiegen (DGB 2016, 36). Der Abfluss der Mittel in nachfrageunwirksame Geldanlagen 
verstärkte die von der OECD immer wieder kritisierte Nachfrageschwäche. Allerdings 
erlangte die BRD dank ihrer Exportstärke einen Konjunkturaufschwung, an dem jedoch nicht 
alle teilhaben konnten.  
Mit diesen Entwicklungen beschleunigte sich die Rückkehr überwunden geglaubter 
Klassenverhältnisse. Der ½ǳǊǸŎƪŘǊŅƴƎǳƴƎ ŘŜǎ αbƻǊƳŀƭŀǊōŜƛǘǎǾŜǊƘŅƭǘƴƛǎǎŜǎά (Vollzeit, 
Nichtbefristung, hinreichende Einkommen, Sozialversicherung usw.) entspricht weltweit und 
teilweise auch in der BRD das Wiederaufleben anderer Formen abhängiger Arbeit (v. d. 
Linden 2008, v.d. Linden/Roth 2011/2009). Wie schon vor der Industrialisierung koexistiert 
die Lohnarbeit mit Formen der Schuldknechtschaft, der Diskriminierung nach Geschlecht, 
Ethnie und Religion, der Scheinselbstständigkeit, der Subsistenzwirtschaft und sogar der 
Sklaverei in verschiedenen Formen. (vgl. Vester 2016) 
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Wenn es um die Schieflage sozialer Gerechtigkeit geht, muss nach den Akteuren gefragt 
werden, die sie korrigieren können. Die hier ς auf der Jahrestagung des FNPA 2016 - vorge-
stellten Landkarten ungleicher Gruppen sind sicherlich nicht vollständig, geben aber einige 
Hinweise. Fraglos sitzen die unzufriedenen sozialen Gruppen gegenüber dem dominanten 
Machtkartell an den bei weitem kürzeren Hebeln. Ein archimedischer Punkt, an dem der 
Hebel radikaler Veränderung erfolgreich ansetzen kann, ist nicht in Sicht. Zu viele Akteure 
des politischen Repräsentativsystems sind in die Prioritäten des neoliberal gewendeten 
deutschen Modells eingebunden.  
Von den unzufriedenen Gruppen erfährt und bewältigt jede ihre Lage auf andere Weise. Sie 
haben ihre definitive Form noch nicht gefunden, aber es werden doch einige Entwicklungs-
richtungen für die Zukunft sichtbar. Es gibt sozial ohnmächtige Gruppen, die (wie es von vie-
len Hartz IV-Empfängern angenommen wird) einen Anwalt brauchen (zum Beispiel eine 
pressure group oder karitative Instanzen), der stellvertretend in ihrem Interesse handelt. Die 
gering qualifizierten Berufsgruppen sind auf gewerkschaftliche oder politische Schutzmächte 
angewiesen, an die sie sich anlehnen oder bei denen sie sich engagieren können. Die prekä-
ren Kleingewerbetreibenden verfolgen eher Strategien der Gelegenheitsnutzung in der in-
formellen Ökonomie. Im Unterschied dazu gehören viele unzufriedene Akademiker der Neu-
en Freien Berufe, wie auch viele ihrer akademischen Kollegen in anderen Sektoren, zu denen, 
die ihre Interessen selber bzw. in Gruppen- und Netzwerkform vertreten können. Bei vielen 
wirkt auch das Ferment der zivilgesellschaftlichen Bürgerbewegungen, die ς eher im politi-
schen als im ökonomischen Feld ς sich in der Geschlechter-, Zuwanderungs-, Ökologie-, Frie-
denspolitik und so weiter engagieren. 
Wie aus Unzufriedenheit eine aktive Bewegung werden kann, lässt sich aktuelle besonders 
an den sozialen Dienstleistungen ablesen. Hier hat sich lange wenig bewegt. Doch inzwi-
schen zeigt eine lang anhaltende Welle von Streiks verschiedener Teilgruppen, dass Solidari-
tät und Selbstbewusstsein wachsen. Es geht nicht nur um das materielle Minimum oder die 
Abwehr eines absoluten sozialen Absturzes, es geht um Anerkennung der immer höher qua-
lifizierten Arbeit, um Respektabilität, um soziale Verhältnismäßigkeit und um Gerechtigkeit. 
Mit diesen Streiks hat auch die  öffentliche Debatte Fahrt aufgenommen. Gestützt auf detail-
lierte neue Untersuchungen der Bertelsmann-Stiftung und des Bielefelder Gerechtigkeitsfor-
schers Stefan Liebig, ǎŜǘȊǘ ŘŜǊ {ǇƛŜƎŜƭ ǳƴǘŜǊ ŘŜƳ ¢ƛǘŜƭ α5ƛŜ DŜǊŜŎƘǘƛƎƪŜƛǘǎƛƭƭǳǎƛƻƴά ŘŜƴ !ǳŦπ
ƳŀŎƘŜǊ α9ƛƴƪƻƳƳŜƴΦ {Ŝƛǘ aƻƴŀǘŜƴ ŦƻƭƎǘ {ǘǊŜƛƪ ŀǳŦ {ǘǊŜƛƪΦ [ƻƪŦǸƘǊŜǊΣ 9ǊȊƛŜƘŜǊΣ tƻǎǘōƻǘŜƴΣ 
Piloten. Es geht dabei nicht bloß um ein paar Prozent mehr Geld. Es formiert sich eine Ge-
genwehr ƎŜƎŜƴ ŘƛŜ ǿŀŎƘǎŜƴŘŜ ¦ƴƎƭŜƛŎƘƘŜƛǘ ōŜƛ ŘŜǊ .ŜȊŀƘƭǳƴƎά όнтΦ Wǳƴƛ нлмрύΦ 
Wenn wir etwas weiter denken, sehen wir, dass dieser entstehende soziale Druck sich, ohne 
dass dies den Beteiligten bewusst sein muss, auch gegen zentrale Glaubensartikel des neoli-
beral gewendeten wirtschaftlichen und sozialen Modells Deutschland richtet, gegen die in-
nere und äußere Austeritätspolitik. Doch die Machtgruppe, die die Austeritätspolitik als ein-
zige Lösung der Probleme anbietet, ist unerschüttert ς jedenfalls auf der politischen Ebene 
und solange nicht die Welle politischer und wirtschaftliche Krisen, die in anderen Ländern 
ausgelöst worden sind, auf uns zurückrollt. (Vester 2015, S. 33, 34)1 
 
 
 

                                                 
1 -ÉÃÈÁÅÌ 6ÅÓÔÅÒȡ ȵ$ÅÒ ÄÅÕÔÓÃÈÅ 0ÆÁÄȡ 3ÃÈÉÅÆÌÁÇÅÎ ÅÉÎÅÓ %ÒÆÏÌÇÓÍÏÄÅÌÌÓ ɀ Langfristige Verschiebungen und 
Spannungen in der Wirtschafts- ÕÎÄ 3ÏÚÉÁÌÓÔÒÕËÔÕÒ ÓÅÉÔ ρωωρȰȟ )Îȡ !Ȣ 'ÒÁÆȟ #Ȣ -ĘÌÌÅÒ ɉ(ÇɊȡ ȵ"ÉÌÄÕÎÇ ɀ Macht 
ɀ %ÌÉÔÅÎȟ &ÅÓÔÓÃÈÒÉÆÔ ÆİÒ -ÉÃÈÁÅÌ (ÁÒÔÍÁÎÎȰȟ &ÒÁÎËÆÕÒÔ-New York 2015; Michael Vester 2016: Entwurf für 
(ÁÎÄÂÕÃÈ ȵ+ÌÁÓÓÅȟ 3ÃÈÉÃÈÔȟ -ÉÌÉÅÕȰȟ !ÕÇÕÓÔ ςπρφ, unveröffentlicht. 
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Block III 

αGute Arbeit ς solidarische Gesellschaft?  
Ansprüche an Arbeit und Beschäftigte als soziale Akteureά 

Vortrag Stefanie Hürtgen (Universität Salzburg)  

 

²ŀǎ ǾŜǊǎǘŜƘŜƴ aŜƴǎŎƘŜƴ ǳƴǘŜǊ αDǳǘŜ !ǊōŜƛǘάΣ ǿŜƴƴ ǎƛŜ Ȋǳ ŘƛŜǎŜƳ ¢ƘŜƳŀ ƛƘǊŜ LƴǘŜǊŜǎǎŜƴ 
artikulieren und dafür eintreten? Die dem Vortrag zugrunde liegende Böckler-Studie zeigt, 
dass Arbeit als Teil des Lebens gesehen wird, deren Qualität sich insgesamt auf die Qualität 
des Lebens auswirkt. Die Frage nach Guter Arbeit ist auch immer die nach einem Guten Le-
ben. Das ist eine wichtige Erkenntnis, wenn wir über Arbeit reden.  
Allgemein gesprochen geht es den Beschäftigten um eine menschliche Gestaltung ihrer Ar-
beit, sie wollen am Arbeitsplatz mit Respekt behandelt werden und die körperliche Integrität, 
die Gesundheit am Arbeitsplatz spielt eine große Rolle inklusive Freiräume für Besinnung. 
Gute Arbeit heißt dann auch gutes Geld (als symbolische Anerkennung).  
Arbeit soll Sozialität ermöglichen, leistungsgerecht und sinnvoll gestaltet sein, die Verant-
wortung für die eigene Arbeit will übernommen werden. 
Gute Arbeit soll sinnvoll, menschlich und sozial sein ς im biographischen und gesellschaftli-
chen Lebenszusammenhang. Das heißt auch, dass die Arbeit individuelle Entwicklungen er-
möglichen soll.  
Kurz gesagt: sinnvoll, menschlich und sozial soll Arbeit sein. 
Die Normen von Arbeit sind aber so nicht mehr. 
Heute herrschen Entgrenzung, Stress, Intensivierung und Druck sowie geringer Lohn vor: Die 
Menschen nehmen diese Entwicklung negativ wahr. Arbeitsbedingungen und die Situation in 
der Arbeitswelt werden zusehend schlechter. Prekäre Arbeit wird immer mehr zur Normali-
tät, Beschäftigungssicherheit nimmt dadurch ab, es besteht eine Art Dauerkrise der Beschäf-
tigung und es stellt sich die Frage, sind Standards guter Arbeit überhaupt zu erhalten. Die 
Haltung von Beschäftigten zu dieser Frage reicht voƴ αƴƻŎƘ ǾƻǊƘŀƴŘŜƴŜƴ IƻŦŦƴǳƴƎǎǎŎƘƛƳπ
ƳŜǊƴά ōƛǎ Ȋǳ αwŜǎƛƎƴŀǘƛƻƴάΦ Lƴ ŘƛŜǎŜƳ YƻƴǘŜȄǘ ƛǎǘ ŜƛƴŜ ȊǳƴŜƘƳŜƴŘŜ tǊƛǾŀǘƛǎƛŜǊǳƴƎ ŘŜǊ !ƴπ
sprüche an Arbeit festzustellen und es zeigt sich die Bedeutung wohlfahrtsstattlicher Rege-
lung und Rechtssetzungen, die eine Verallgemeinerung sozialer Arbeitsbedingungen bedeu-
tet und damit den emanzipatorischen Charakter des Wohlfahrtsstaates betont. 
Insgesamt kann gesagt werden, dass die Dimension von Menschenrechten eine immer grö-
ßere Rolle in der Arbeitswelt und in der Gesellschaft spielt und über ein allgemeines Leitbild 
Ǿƻƴ αDǳǘŜǊ ƳŜƴǎŎƘƭƛŎƘŜǊ DŜǎŜƭƭǎŎƘŀŦǘά ƛƳ {ƛƴƴ ŜƛƴŜǊ αƎǊƻǖŜƴ 9ǊȊŅƘƭǳƴƎά ƴŀŎƘƎŜŘŀŎƘǘ ǿŜǊπ
den muss. 
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In welcher Gesellschaft wollen wir leben? 
Es bestünde die Gefahr der Privatisierung von Ansprüchen an Arbeit, d.h. partikulare Interes-
sen an Gute Arbeit setzen sich durch. 
Es werden zwar eigne Wünsche artikuliert, aber diese werden als illusorisch in Bezug auf ihre 
Durchsetzung angesehen. Die Erwartungen hätten keine legitimatorische Basis.  
Der Betrieb, das Leben, die Gesellschaft würden als Kampf empfunden, bei dem es darum 
ƎƛƴƎŜ αƎŜǎŎƘƛŎƪǘ ŘǳǊŎƘȊǳƪƻƳƳŜƴάΦ 
9ǎ ƎŜōŜ ƪŜƛƴŜƴ ȊǿƛƴƎŜƴŘŜƴ ½ǳǎŀƳƳŜƴƘŀƴƎ ȊǿƛǎŎƘŜƴ αDǳǘŜ !ǊōŜƛǘά ǳƴŘ α{ƻƭƛŘŀǊƛǎŎƘŜ DŜπ
ǎŜƭƭǎŎƘŀŦǘάΦ 

αGute Arbeit soll 

 
im biographischen und gesellschaftlichen Lebenszusammenhang sein.ά  
(Stefanie Hürtgen, Folie 11) 

Gefahr der Privatisierung von Ansprüchen: 

Ansprüche Wünsche 

Å Verankert in Vorstellungen von 
Strukturen und Normen in Betrieb 
und Leben/Gesellschaft 

Å Anrecht auf Gute Arbeit 
Å Es soll gelten, dass Arbeit sinnvoll, 

menschlich, sozial gestaltet ist 
 
 
ČRichtet sich auf Verallgemeinerung / 
Weiterführung Guter Arbeit 

Å Fehlt die legitimatorische Basis 
Å Vorstellungen guter Arbeit illusorisch 
Å Wunsch, respektvoll behandelt zu 

werden, aber keine (gerechtfertigte) 
Erwartung.  

Å Betrieb / Leben / Gesellschaft = Kampf 
Å Geschicktes Durchkommen 

 
ČRichtet sich auf partikulare Durchsetzung 
Guter Arbeit 

St. Hürtgen, Folie 15 
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Fragen zum Ausblick (Folie 20): 
Ist die Gesellschaft normativ (noch) so strukturiert, dass man Als Leistungskraft, Mensch und 
Sozialwesen bestimmte Bedingungen als normal erwarten (und zur Not einklagen) kann?  

Ç Wenn nicht ς setzt sich das Prinzip des Kampfes, der Rücksichtslosigkeit, der 
α±ŜǊǿƛƭŘŜǊǳƴƎά ŘǳǊŎƘΣ Řŀ Ƴŀƴ ǎƛŎƘ ŀǳŦ ƪŜƛƴŜ ƴƻǊƳŀǘiven Strukturen verlassen 
kann?  

Č die Frage nach Privileg und Normalität in der Gesellschaft 
 

Ç ƛǎǘ Ŝǎ αƴƻǊƳŀƭά όǳƴŘ ŀƭǎƻ ƴƻǊƳŀǘƛǾ ƎŜǊŜŎƘǘŦŜǊǘƛƎǘύ ŜƛƴŜ ŦŜǎǘŜ !ƴǎǘŜƭƭǳƴƎ Ƴƛǘ 
gutem Gehalt, Mitsprachemöglichkeiten, guten Arbeitsbedingungen usw. zu 
haben ς oder ist es ein Privileg, was im Zweifel auf den Prüfstand gehört?  

 

Debatte: 
²ŜƭŎƘŜ wƻƭƭŜ ǎǇƛŜƭŜƴ αǎǘǊǳƪǘǳǊŜƭƭŜ wǸŎƪōƛƴŘǳƴƎŜƴάΚ 5ƛŜǎŜ ǎŜƛŜƴ ƘƻŎƘƎǊŀŘƛƎ ǿƛŎƘǘƛƎΣ ŀǳŎƘ 
selbstbestimmte Arbeitszeitverkürzung wäre wesentlich, gerade auch für prekär Beschäftigte 
im Wissenschaftsbereich. Die Studie wurde über qualitative Interviews (45 Minuten) mit 
Normal-Beschäftigten erarbeitet, es gab keine quantitative Erhebung. Durch Verstetigung 
Ǿƻƴ tǊŜƪŀǊƛǘŅǘ ǎǘŜƛƎŜ ŘŜǊ α9ƛƎŜƴǎƛƴƴά όΚΚύ ς Gute Arbeit würde zum Privileg. Es sei eine sub-
jektive Spaltung zwischen Kernbelegschaften und prekär Beschäftigten zu beobachten.  
Das Widerstandspotenzial unter prekär Beschäftigten steigt, beispielsweise in den Bereichen 
Bildung, Kultur und Kreative Start Ups, es gibt neue Formen von Widerstand. 
²ƻŦǸǊ ǎǘŜƘǘ ƘŜǳǘŜ Řŀǎ α.ƛƭŘǳƴƎǎǾŜǊǎǇǊŜŎƘŜƴάΚ ²ŜƭŎƘŜ /ƘŀƴŎŜƴ Ǝƛōǘ Ŝǎ ƘƛŜǊΚ WǳƎŜƴŘƭƛŎƘŜ 
gehen für ein Jahr oder länger ins Ausland heute, sammeln Erfahrungen. Neue Netzwerke 
und Verbindungen bauen sich auf. 
Wie können aus Wünschen von Beschäftigten Ansprüche werden? Es gebe keinen Determi-
ƴƛǎƳǳǎ ȊǿƛǎŎƘŜƴ αŜƛƎŜƴŜƳ 9ǊƭŜōŜƴΣ ǿŀǎ Ȋǳ ǾŜǊŀǊōŜƛǘŜƴ ǿŅǊŜάΣ ŘŜƴ α²ǸƴǎŎƘŜƴά ǳƴŘ α!ƴπ
ǎǇǊǸŎƘŜƴΣ ŘƛŜ ǎƛŎƘ ŘŀǊŀǳǎ ŀōƭŜƛǘŜƴ ƭƛŜǖŜƴάΦ ²ƛŜ ƪǀƴƴǘŜƴ DŜǿŜǊƪǎŎƘŀŦǘŜƴ Řŀǎ ōŜŦǀǊŘŜǊƴΚ 
wŜŎƘǘǎŀƴǎǇǊǳŎƘ ŀǳŦ αǿǸǊŘƛƎŜ wŜƴǘŜάΚ 5ŜǊ aŜƴǎŎƘ ƛǎǘ nicht nur als Arbeitskraft zu sehen: 
αLŎƘ ōƛƴ Ŝƛƴ aŜƴǎŎƘ ς ƪŜƛƴ YƻǎǘŜƴŦŀƪǘƻǊάΦ 
Das stünde im Widerspruch zur neoliberalen Leistungsgesellschaft. 
.Ŝƛ .ŜǘǊƛŜōǎǎŎƘƭƛŜǖǳƴƎŜƴ ǎǘŜƘŜƴ ŘƛŜ ǀƪƻƴƻƳƛǎŎƘŜƴ .ŜƎǊǸƴŘǳƴƎŜƴ ƛƳ ±ƻǊŘŜǊƎǊǳƴŘΣ α±ŜǊ-
.ŜǘǊƛŜōǎǿƛǊǘǎŎƘŀŦǘƭƛŎƘǳƴƎά der Arbeit. Wie werden Entscheidungen getroffen, wenn sich 
diese betriebswirtschaftlichen Ansprüche widersprechen?  
DGB-.ǊŀƴŘŜƴōǳǊƎΥ ƘƛŜǊ ǿƛǊŘ ŘŜǊ .ŜƎǊƛŦŦ α{ƻƭƛŘŀǊƛǘŅǘά ǾƛŜƭ ōŜƴǳǘȊǘΣ ŀōŜǊ ƛǎǘ Ŝƛƴ ƛƴƘŀƭǘƭƛŎƘŜǎ 
Konzept vorhanden? (Franziska W.) 
Stefanie H.: Eine andere Art des Wirtschaftens muss wieder stark gemacht werden, eine 
ƴŜǳŜ ±ŜǊǎǘŅƴŘƛƎǳƴƎ ǸōŜǊ αǿƛǊǘǎŎƘŀŦǘŜƴάΦ 9ǎ ƛǎǘ Ŝƛƴ ŘƛǎƪǳǊǎƛǾŜǊ .ǊǳŎƘ ƴƻǘǿŜƴŘƛƎ ƎŜƎŜƴ ŘŜƴ 
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herrschenden Mainstream in der Wirtschaft. Die Aufkündigung des sozialen Kompromisses 
komme von der Gegenseite.  
Wie ist die exakte Unterscheidung zwischen Individualität und Sozialität in der Studie ange-
legt? (Hinweis auf Dörre) Welche solidarischen Erfahrungen aus der Lebenswelt werden ge-
ƴŀƴƴǘΚ {ǇƛŜƭǘ αmƪƻƭƻƎƛŜά ŀǳŎƘ ŜƛƴŜ wƻƭƭŜΚ  
Welche politischen und gewerkschaftlichen Bezüge waren bei den Befragten vorhanden? 
Stefanie H.: Wichtiger Punkt war auch die Rente. Ökologie war auch Thema, als stereotype 
±ƻǊǎǘŜƭƭǳƴƎ ōŜƛ ŘŜƴ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǘŜƴΣ ƳǸǎǎŜ ŀǳŦ αmƪƻƭƻƎƛŜ ŘŜǎ aŜƴǎŎƘŜƴά ŜǊǿŜƛǘŜǊǘ ǿŜǊŘŜƴΦ 
(??) WiderstaƴŘ ǎŜƛ ƴƛŎƘǘ ƴǳǊ ǸōŜǊ αCŀŎƘŀǊōŜƛǘŜǊά ƳǀƎƭƛŎƘΣ ǇƻƭƛǘƛǎŎƘŜ ±ŜǊǘǊŜǘǳƴƎ ǿǳǊŘŜ ƴǳǊ 
am Rand als wichtig benannt, weil Enttäuschungen über die SPD und über die Gewerkschaf-
ten vorherrschen. Gewerkschaftsbezüge hatten keine Relevanz. bƻǘǿŜƴŘƛƎ ǎŜƛ ŘƛŜ α.ŀǎƛǎάΣ 
Kampagnen alleine würden nicht reichen, politische Aspekte sollten nicht nur den gewerk-
schaftlichen Vertretern überlassen werden. !ƭǎ 9ǊȊŅƘƭǳƴƎ ƪǀƴƴǘŜ ǎƛŎƘ ŀƴōƛŜǘŜƴΥ α.ŀǎŀƭŜ 
Menschen- ǳƴŘ DǊǳƴŘǊŜŎƘǘŜάΦ 
 
Hinweis:  
Böckler-{ǘǳŘƛŜΥ αbƛŎƘǘƴƻǊƳŀƭŜ bƻǊƳŀƭƛǘŅǘΦ !ƴǎǇǊǳŎƘǎƭƻƎƛƪŜƴ ŀǳǎ ŘŜǊ !ǊōŜƛǘƴŜƘƳŜǊƳƛǘǘŜάΣ 
Stefanie Hürtgen und Stephan Voswinkel, Berlin 2014 
Es sind kaum Verunsicherungen bei den befragten normal Beschäftigten festzustellen. Die 
Ansprüche an Arbeitsplatzsicherheit, Einkommen, Anerkennung, Kollegialität werden wei-
terhin für normal angesehen. Die selbst erlebte Normalität wird aber keineswegs mehr als 
gesellschaftsweit gültig wahrgenommen. Die AN erleben sich in einer Sondersituation und 
hegen Zweifel, ob ihre eigenen Vorstellungen von Normalität noch die soziale und normative 
Mitte der Gesellschaft repräsentieren. (website der Böckler-Stiftung) 

 














































